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Die Regulierung des Internets

Das World Wide Web ist einst als Raum ohne terri-
toriale Grenzen und damit ohne nationale oder regio-
nale Regulierung gestartet. Dass diese Zeiten lange
vor�ber sind, bedarf kaum der Erw�hnung. Gleich-
wohl bemerkenswert sind jedoch die „Siebenmeilen-
stiefel“, die Charles Perrault dereinst seinem kleinen
D�umling anzog und die derzeit augenscheinlich
auch der europ�ische Gesetzgeber an den F�ßen
tr�gt, wenn es um die Regulierung des digitalen Bin-
nenmarkts innerhalb der EU geht. Erst am 24. 3.
2022 einigten sich Kommission, Rat und Parlament
auf die finalen Inhalte des Digital Markets Act
(DMA). Kaum einen Monat sp�ter folgte nun die Ei-
nigung zum Digital Services Act (DSA).

Beide Gesetzesinitiativen gehç-
ren – neben weiteren Vorhaben –
zu einer umfassenden Strategie,
die unter der Vorg�ngerkommissi-
on mit dem Ziel der „Errichtung
eines Digitalen Binnenmarktes“
ihren Ausgang genommen hat und
heute seinen Niederschlag in dem
Digitalkompass 2030 findet. Es
geht um ein Internet, welches den
demokratischen Grundprinzipien

entspricht, in dem Rechte anderer respektiert wer-
den und in sicherem Umfeld Handel getrieben wer-
den kann. Sog. Hate Speech oder auch Fake News
sollen ebenso effektiv bek�mpft werden wie der Up-
load und das Zirkulieren illegalen Contents.

Eine zentrale Rolle hierbei sollen nach dem Willen
des Gesetzgebers die Service Provider einnehmen.
Dies explizit auch dann, wenn die eigentliche Ver-
letzungshandlung vom einzelnen Nutzer ausgeht.
Gerade große Diensteanbieter werden bewusst zum
„Gatekeeper“ (DMA), die Dienste selbst zum Ob-
jekt der Regulierung (DSA) und deren Anbieter
zum haftungsrechtlich Verantwortlichen gemacht.
So sollen Strukturen geschaffen werden, die einen
prosperierenden eCommerce �ber alle Mitgliedstaa-
ten hinweg ermçglichen und befl�geln. Es geht mit-
hin nicht allein um die Wahrung gesellschaftlicher
Grundprinzipien, sondern nicht zuletzt auch um
den digitalen Wirtschaftsraum Europa.

Kann der DSA dies leisten? Bei isolierter Betrach-
tung wohl kaum. Es bedarf vielmehr einer holisti-
schen Bewertung nicht nur der Marktgegebenhei-
ten, sondern auch der individuellen (Gesetzes-)Ini-
tiativen, welche in den vergangenen Jahren gestar-
tet und in Teilen bereits umgesetzt wurden. Zu nen-
nen gibt es dabei einiges, angefangen von der
DSGVO �ber die wiederbelebte E-Privacy-Verord-
nung, den Data Governance Act und den Data Act
bis hin zur DSM-Copyright-Richtlinie. Die Liste
der regulativen Vorstçße, die allesamt unser Han-
deln im Netz betreffen und lenken (sollen), ist dabei
keineswegs abschließend. Problematisch bei der
F�lle der Initiativen ist, dass der Gesetzgeber zwar

stets peinlich genau darauf achtet zu betonen, dass
die jeweilige Verordnung oder Richtlinie den beste-
henden Anwendungsbereich anderer Rechtsakte
nicht schm�lert, wirklich aufeinander abgestimmt
ist aber wenig. Ein nahtloses Ineinandergreifen
sieht anders aus.

Grunds�tzlich zu begr�ßen ist, dass der europ�ische
Gesetzgeber bei den neuen Verpflichtungen, wel-
che auf Service Provider mit dem DSA zukommen,
versucht hat, eine mçglichst angemessene Differen-
zierung zwischen den unterschiedlichen Kategorien
von Diensten vorzunehmen. Online-Marktpl�tze
unterliegen anderen Pflichten als Suchmaschinen
oder reinen Repositories. Sog. „Dark Pattern“, also

irref�hrende Benutzerschnittstellen, werden hinge-
gen g�nzlich verboten. Außerdem wird der Grçße
des Diensteanbieters Rechnung getragen. Die Mar-
ke von 45 Millionen monatlich aktiven Nutzenden
in der Europ�ischen Union soll hier die Weichen-
stellung vorgeben.
In letzter Minute Eingang in den DSA gefunden hat
ein sog. Krisenmechanismus, dies als Reaktion auf
die aktuellen Kriegshandlungen in der Ukraine.
Vieles ist hier noch im Unklaren, doch soll der be-
sagte Mechanismus von der Kommission auf Emp-
fehlung eines Rates nationaler Koordinatoren f�r di-
gitale Dienste aktiviert werden kçnnen. Ziel ist es,
die mçglichen Auswirkungen analysieren zu kçn-
nen, welche gerade grçßere Dienste auf derartige
Krisen haben. Im Zweifel sollen Maßnahmen ergrif-
fen werden kçnnen, um eine den Grundprinzipien
des DSA zuwiderlaufende Einflussnahme zu ver-
hindern respektive zu unterbinden.
Letztlich entscheidend wird sein, wie die diversen
Hinweisgeber-, Melde- und Beschwerdeverfahren,
die der DSA vorsieht, in die Praxis umgesetzt wer-
den. Es w�re nichts gewonnen, wenn Service Provi-
der viel Geld in Strukturen investieren m�ssten, die
am Ende von den Nutzern nicht in Anspruch ge-
nommen werden. Dies etwa, weil die Mechanismen
zu kompliziert, zu intransparent oder schlicht zu
langwierig ausgestaltet sind. Anwenderfreundliche
Lçsungen werden bençtigt. Gerade diese sind aber
keineswegs trivial. Die rechtliche Bewertung, ob
ein rechtsverletzender Inhalt vorliegt oder nicht, er-
fordert – abgesehen von ein paar „glasklaren“ F�l-
len – oftmals eine komplexe Abw�gung der wech-
selseitig betroffenen Interessen. Verlangt ist also
nicht weniger als die Quadratur des Kreises.
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